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Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen zur Wahl 
der Gemeinderatsmitglieder

1. In der Wachsenburggemeinde sind am 07.06.2009 14 Ge-
meinderatsmitglieder zu wählen.

Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sin-
ne der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Perso-
nen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates
der Europäischen Union besitzen, sind wahlberechtigt, wenn
sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben,
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG)
und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Ge-
meinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet,
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren
Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts
maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind neben der
Bundesrepublik Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland,
Italienische Republik, Republik Lettland, Republik Litauen,
Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich der
Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portugie-
sische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik
Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien,
Tschechische Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbar-
keit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwah-
rung befindet (§ 12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur
Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 28 Be-
werber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist.
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags
sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeich-
nen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertre-
ter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauf-
tragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftrag-
ter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes
bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 

Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Be-
auftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Er-
klärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt
werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergrup-
pe,
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b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-
schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertre-
ters,

d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Anga-
be ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und
ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anla-
ge 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in ei-
nem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustim-
men,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter
und zwei weiteren Teilnehmern der Versammlung nach §
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Par-
tei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre
Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen.
Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine
gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlags-
träger durchzuführen. Die Bewerber können auch durch eine
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten
Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Be-
werber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvor-
schlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der
Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahl-
vorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungslei-
ter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber
dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die
Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer
der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und
dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zustän-
dig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des §
156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer
Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde
liegt, oder im Gemeinderat der Wachsenburggemeinde vertre-
ten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder

Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmit-
glieder zu wählen sind, insgesamt 56 Unterschriften.

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsun-
terschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letz-
ten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvor-
schlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen
im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat ver-
treten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn,
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Wachsenburg-
gemeinde, Verwaltungs-Außenstelle Wachsenburggemeinde
der Stadtverwaltung Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310
Wachsenburggemeinde bis zum 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, aus-
gelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer
Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine ei-
genhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Ge-
meinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich
nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen
Dienstzeiten der Verwaltungs-Außenstelle Wachsenburgge-
meinde der Stadtverwaltung Arnstadt, Arnstädter Straße 97,
99310 Wachsenburggemeinde 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 

von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr
Freitag von 09:00 bis 12:00 Uhr
Raum: Allgemeine Verwaltung, ausgelegt. 

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht
oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage
sind, einen Eintragungsraum bei der Verwaltungs-Außenstel-
le aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein.
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden,
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern,
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen. 
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Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr,
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde er-
folgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntma-
chung der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 24. April
2009 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind
beim Wahlleiter der Wachsenburggemeinde Verwaltungs-
Außenstelle Wachsenburggemeinde der Stadtverwaltung
Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310 Wachsenburggemein-
de einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schrift-
liche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und
der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages
zurückgenommen werden. Die Erklärung von Listenverbin-
dungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr ebenfalls ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne
das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchge-
führt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen.
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 4. Mai
2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt
sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zu-
lässig, als sie infolge Wegfalls von 

Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsver-
lust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt
werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie
Bewerber zu wählen. Am 5. Mai 2009 tritt der Wahlausschuss
der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entspre-
chen und als gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männ-
licher und weiblicher Form.

Wachsenburggemeinde, 16.03.2009

Jacobi
Gemeindewahlleiterin

Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen zur Wahl 
des Ortsteilbürgermeisters

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung Sülzenbrücken der
Wachsenburggemeinde wird am 7. Juni 2009 ein Ortsteilbür-
germeister als Ehrenbeamter der Gemeinde gewählt. 

Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne
der §§ 1 und  2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 21.
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten sei-
nen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung hat; der
Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung wird vermu-
tet, wenn die Person im Gebiet  des Ortsteils mit Ortsteilver-
fassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. Perso-
nen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates
der Europäischen Union besitzen, unter denselben Bedingun-
gen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche.
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind neben der
Bundesrepublik Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland,
Italienische Republik, Republik Lettland, Republik Litauen,
Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich der
Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portugie-
sische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik
Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien,
Tschechische Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbar-
keit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwah-
rung befindet.
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt
werden, wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. Dar-
über hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche
Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht be-
sitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahlleiter der
Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wis-
sentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusam-
mengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der
Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere beim
Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundesbeauf-
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für
eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte
des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3
Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters kön-
nen von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes,
Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur
Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert.
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Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber
kann nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Be-
werber enthalten darf und dem eine Erklärung des Bewerbers
nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der Bewer-
ber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er
muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe
ist.

Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den
Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist.
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die
Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht
Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur ei-
nen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeich-
nungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für
ungültig. 

In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertre-
ter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauf-
tragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftrag-
ter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes
bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Be-
auftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Er-
klärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und
durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergrup-
pe,

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-
schrift des Bewerbers,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertre-
ters,

d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Anga-
be ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und
ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als
Anlage beizufügen:

Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage
6a zur ThürKWO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem an-
deren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt ist, dass er der
Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklä-
rung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Mu-
ster der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des
Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das Geburtsdatum,
den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Anga-

be des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der An-
schrift die Unterschriften von mindestens fünfmal soviel
Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des Ortsteil-
rats zu wählen sind, insgesamt 30 Unterschriften. Bewirbt
sich der bisherige Ortsbürgermeister als Einzelbewerber, sind
keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage bei-
zufügen:

Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der An-
lage 6a zur ThürKWO, dass er nicht für dieselbe Wahl in ei-
nem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt ist
sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Be-
werber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Ver-
sammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt.
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur
Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine ge-
meinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträ-
ger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind,
in geheimer Abstimmung gewählt werden.

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einla-
dung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versamm-
lungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung
gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu
versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt
ist, dass jeder stimmberechtigt Teilnehmer der Versammlung
vorschlagsberechtigt war und den Bewerbern Gelegenheit ge-
geben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist
zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zu-
ständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des
§ 156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer
Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde
liegt, im Gemeinderat vertreten sind, müssen neben den Un-
terschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat,
zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt
werden wie Gemeinderatsmitglieder, bezogen auf die Ein-
wohnerzahl der Ortschaft, zu wählen sind, insgesamt 32 Un-
terschriften. 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder
im Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer
4



Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsun-
terschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letz-
ten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvor-
schlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen
im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat ver-
treten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn,
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Wachsenburg-
gemeinde, Verwaltungs-Außenstelle Wachsenburggemeinde,
Arnstädter Straße 97, 99310 Wachsenburggemeinde bis zum
4. Mai 2009, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres
Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsda-
tums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu lei-
sten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften
wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvor-
schlags während der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungs-
Außenstelle Wachsenburggemeinde der Stadtverwaltung
Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310 Wachsenburggemein-
de 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 

von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Dienstag von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr
Freitag von 09:00 bis 12:00 Uhr
Raum: Allgemeine Verwaltung, ausgelegt. 

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht
oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage
sind, einen Eintragungsraum bei der Verwaltungs-Außenstel-
le aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein.
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden,
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern,
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen. 

Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die diesel-
be Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht
die erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahl-
vorschlag ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer
Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften

[Anlage 7a zur ThürKWO] verbunden und unverzüglich nach
Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführun-
gen unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntma-
chung der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 24. April
2009 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind
beim Wahlleiter der Wachsenburggemeinde, Verwaltungs-
Außenstelle Wachsenburggemeinde der Stadtverwaltung
Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310 Wachsenburggemein-
de einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schrift-
liche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlags und der
Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags oder
durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückge-
nommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschla-
genen Bewerber durchgeführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte
Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen
spätestens am 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 5.
Mai 2009 tritt der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen
und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entspre-
chen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder
verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des Wahlvor-
schlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt.

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männ-
licher und weiblicher Form.

Wachsenburggemeinde, 16.03.2009

Jacobi
Gemeindewahlleiterin

Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen zur Wahl des Ortsteilrates

1. In dem Ortsteil Sülzenbrücken der Wachsenburggemeinde
sind am 07.06.2009 6 Ortsteilratsmitglieder zu wählen.

Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne
der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen,
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union besitzen, sind wahlberechtigt, wenn sie
am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht
vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit
mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Gemeinde
haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn
die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Woh-
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nungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maß-
gebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind neben der
Bundesrepublik Deutschland:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland,
Italienische Republik, Republik Lettland, Republik Litauen,
Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich der
Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portugie-
sische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik
Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien,
Tschechische Republik, Republik Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern.

Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung
befindet (§ 12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschlä-
ge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes
oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung
von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 

Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 12 Be-
werber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist.
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags
sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeich-
nen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlaus-
schuss die Unterzeichnung für ungültig. 

In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertre-
ter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauf-
tragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftrag-
ter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter.
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes
bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Be-
auftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Er-
klärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags
gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt
werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergrup-
pe,

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-
schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertre-
ters,

d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Anga-
be ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und
ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anla-
ge 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in ei-
nem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustim-
men,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter
und zwei weiteren Teilnehmern der Versammlung nach §
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Par-
tei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre
Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen.
Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine
gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlags-
träger durchzuführen. Die Bewerber können auch durch eine
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten
Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten
Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in
geheimer Abstimmung gewählt werden. 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Be-
werber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvor-
schlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der
Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahl-
vorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungslei-
ter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber
dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die
Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer
der Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und
dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Ge-
legenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zustän-
dig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des §
156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer
Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde
liegt, oder im Gemeinderat der Wachsenburggemeinde vertre-
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ten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteilratsmitglie-
der zu wählen sind, insgesamt 24 Unterschriften.

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungs-un-
terschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letz-
ten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvor-
schlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen
im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Land-
kreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat ver-
treten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn,
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Wachsenburg-
gemeinde, Verwaltungs-Außenstelle Wachsenburggemeinde
der Stadtverwaltung Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310
Wachsenburggemeinde bis zum 4. Mai 2009, 18.00 Uhr, aus-
gelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer
Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine ei-
genhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von
Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Ge-
meinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich
nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen
Dienstzeiten der Verwaltungs-Außenstelle Wachsenburgge-
meinde der Stadtverwaltung Arnstadt, Arnstädter Straße 97,
99310 Wachsenburggemeinde 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 

von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag von 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 18:00 Uhr
Freitag von 09:00 bis 12:00 Uhr
Raum: Allgemeine Verwaltung, ausgelegt. 

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht
oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage
sind, einen Eintragungsraum bei der Verwaltungs-Außenstel-
le aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein.
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden,
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern,
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-

scheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 4. Mai 2009, 18.00 Uhr,
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde er-
folgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntma-
chung der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 24. April
2009 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind
beim Wahlleiter der Wachsenburggemeinde Verwaltungs-
Außenstelle Wachsenburggemeinde der Stadtverwaltung
Arnstadt, Arnstädter Straße 97, 99310 Wachsenburggemein-
de einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis
zum 24. April 2009 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schrift-
liche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und
der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages
zurückgenommen werden. Die Erklärung von Listenverbin-
dungen muss bis zum 4. Mai 2009 bis 18.00 Uhr ebenfalls ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne
das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchge-
führt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen.
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 4. Mai
2009 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt
sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zu-
lässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Perso-
nen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbe-
werber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am
5. Mai 2009 tritt der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen
und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge und Er-
klärungen zu Listenverbindungen den durch das Thüringer
Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlord-
nung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zu-
zulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männ-
licher und weiblicher Form.

Wachsenburggemeinde, 16.03.2009

Jacobi
Gemeindewahlleiterin
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Amt für Landentwicklung       Gotha, den 08.02.2009 
und Flurneuordnung Gotha 
Hans-C.-Wirz-Straße 2 
99867 Gotha  
Az.: 03.1-3-0113 
 
Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Dornheim, Landkreis Ilm-Kreis werden die Ergebnisse der Wertermittlung gemäß § 32 Satz 3 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 
(BGBl. I S. 2835) mit folgenden Änderungen festgestellt: 
 
1. Der Wertermittlungsrahmen wird um folgende Wertklasse erweitert:  
 

Nutzungsart 
 

Wert-
klasse 

Wertzahlen 
in WE/ha Bemerkungen: 

Gebäude- und 
Freifläche Öffentlich, 
GFÖ II 254 

Bebauungsplan  
Sondergebiet Jugendstrafanstalt Arnstadt 

 
Der Wertermittlungsrahmen (Anlage 1) ist Bestandteil dieses Verwaltungsaktes. 

 
2. Die Einreihung der Grundstücke in bestimmte Wertklassen wird für die nachstehend  genannten Ordnungsnummern (Ord.-Nr.) 

geändert: 
 
2.1  

 
Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche  
m² 
gesamt 

 
Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 

     Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

92.00 Arnstadt 36 1008/1 265 265 WEG II 265 A II 
99.00 Rudisleben 10 176/3 115 115 A VI 115 BF I 

324.04 Rudisleben 11 270/8 87 87 S II 87 S I 
389.01 Rudisleben 12 286/1 225 225 S II 225 S I 
544.04 Rudisleben 12 288/1 123 123 S II 123 S I 
745.03 Dornheim 10 172/1 2299 919 GR VI 919 G I 

     1380 GR IV 1380 G I 
 

2.2
 
Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche  
m² 
gesamt 

 
Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 

     Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

Fläche 
m² 

Nutzungs 
art 

Wert- 
klasse 

40.00 Alkersleben 6 1 16700 188 A II 188 WEG II 
     1 A III 1 WEG II 
     62 A V 62 WEG II 

41.00 Arnstadt 37 366/80 1370 57 LWBF I 57 WEG II 
41.00 Rudisleben 10 176/4 2992 1697 A VI 1697 S II 
42.00 Dornheim 4 128/2 811 811 LWBF I 811 WEG II 
49.00 Marlishausen 8 688/64 30 30 A II 30 WEG II 
81.00 Dornheim 7 591/12 28875 168 A I 168 GH I 

297.54 Marlishausen 14 593/69 696 46 WAG I 46 HU I 
356.01 Dornheim 10 172/3 2606 192 GR IV 192 GR V 

     36 GR V 36 GR VI 
590.04 Kirchheim 8 31/5 784 479 WAG I 479 A I 

     304 WAG I 304 A III 
612.51 Rudisleben 11 269/5 13 13 S II 13 S I 
629.01 Dornheim 7 590/12 28875 500 A I 500 GH I 
721.01 Dornheim 10 172/2 996 11 G I 11 GR V 

     79 GR IV 79 GR V 
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Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche 

m² 
gesamt 

 
Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 

     Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

Fläche 
m² 

Nutzungs 
art 

Wert- 
klasse 

 10.00 Kirchheim 8 32/40 4968 133 A II 133 A I 
     150 A III 150 A II 
     135 A VI 135 A V 

67.00 Kirchheim 6 107 14020 1512 A  II 1512 A  I 
81.00 Kirchheim 6 112 7100 236 A III 236 A II 

     577 A IV 577 A III 
81.00 Kirchheim 6 138/1 6626 15 A III 15 A II 
81.00 Kirchheim 6 310/51 7145 195 A II 195 A I 
81.00 Kirchheim 6 318/113 3550 221 A IV 221 A III 
81.00 Kirchheim 6 319/113 3550 30 A IV 30 A III 
81.00 Kirchheim 6 334/110 18030 462 A II 462 A I 

     557 A III 557 A II 
81.00 Kirchheim 7 65/21 5050 532 A II 532 A I 

     73 A II 73 A I 
81.00 Kirchheim 7 67/32 6730 1060 A III 1060 A II 

     62 A V 62 A IV 
     290 LWBF II 290 LWBF I 

81.00 Kirchheim 7 68/32 6780 1275 A III 1275 A II 
81.00 Kirchheim 7 83/20 2551 328 A V 328 A IV 
81.00 Kirchheim 7 110/25 10543 1035 A III 1035 A II 

     25 A VI 25 A V 
81.00 Kirchheim 7 121/15 3665 12 A II 12 A I 
81.00 Kirchheim 8 54/9 11865 522 A II 522 A I 

     712 A III 712 A II 
129.52 Kirchheim 6 167/64 890 245 A II 245 A I 
129.52 Kirchheim 6 270/61 6090 54 A II 54 A I 
129.52 Kirchheim 6 271/62 230 221 A II 221 A I 
160.03 Kirchheim 6 380/139 26310 1666 A III 1666 A II 
164.01 Kirchheim 7 33 7710 23 A III 23 A II 

     422 A V 422 A IV 
202.02 Kirchheim 6 365/68 7630 789 A III 789 A II 
208.01 Kirchheim 6 338/51 7140 184 A II 184 A I 
208.01 Kirchheim 6 339/51 7140 187 A II 187 A I 
208.52 Kirchheim 8 49/12 2969 158 A II 158 A I 
214.52 Kirchheim 8 32/11 14935 48 A II 48 A I 

     433 A V 433 A IV 
222.01 Kirchheim 8 48/12 2973 159 A II 159 A I 
244.02 Kirchheim 6 142/73 9540 86 A II 86 A I 
244.02 Kirchheim 7 128/30 12960 1125 A III 1125 A II 

     904 A IV 904 A III 
     419 A V 419 A IV 

244.02 Kirchheim 7 138/30 13823 577 A III 577 A II 
     1626 A IV 1626 A III 

320.04 Kirchheim 6 360/51 14280 384 A II 384 A I 
345.51 Kirchheim 8 55/13 7980 306 A II 306 A I 

     49 A III 49 A II 
355.04 Kirchheim 6 335/110 18170 1483 A III 1483 A II 
355.04 Kirchheim 6 335/110 18170 119 A IV 119 A III 
355.04 Kirchheim 6 359/51 14280 364 A II 364 A I 
355.04 Kirchheim 8 47/11 8765 1161 A II 1161 A I 
365.02 Kirchheim 8 51/8 3630 419 A III 419 A II 
366.04 Kirchheim 8 50/8 3630 426 A III 426 A II 
370.02 Kirchheim 8 42/8 7270 622 A III 622 A II 
370.02 Kirchheim 8 43/8 7260 954 A III 954 A II 
397.01 Kirchheim 8 37/12 5850 443 A II 443 A I 
404.04 Kirchheim 8 32/5 8778 15 A II 15 A I 
405.02 Kirchheim 6 311/51 7145 209 A II 209 A I 
410.04 Kirchheim 7 122/15 3665 117 A II 117 A I 

     258 A V 258 A IV 
 

2.3
9
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Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche 

m² 
gesamt 

 
Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 

     Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

Fläche 
m² 

Nutzungs 
art 

Wert- 
klasse 

 432.01 Kirchheim 8 39/12 5850 177 A II 177 A I 
     112 A III 112 A II 

437.54 Kirchheim 6 268/62 70 24 A II 24 A I 
437.54 Kirchheim 6 269/61 4000 142 A II 142 A I 
437.54 Kirchheim 6 362/58 15120 642 A II 642 A I 
464.04 Kirchheim 6 141/73 10870 222 A II 222 A I 
478.01 Kirchheim 6 191/68 4380 557 A II 557 A I 
493.02 Kirchheim 6 361/56 36430 1173 A II 1173 A I 

     55 A III 55 A II 
499.02 Kirchheim 6 265/55 11304 1 A II 1 A I 

     294 A III 294 A II 
499.02 Kirchheim 6 333/55 5048 135 A III 135 A II 
500.04 Kirchheim 7 19 6410 956 A V 956 A IV 
503.02 Dornheim 8 100/1 30665 352 A I 352 A II 

     42 A II 42 A III 
     8 A III 8 A IV 

520.03 Kirchheim 6 273/70 4082 360 A II 360 A I 
520.03 Kirchheim 7 137/29 14822 1573 A III 1573 A II 
529.04 Kirchheim 8 45/10 11865 877 A II 877 A I 

     975 A III 975 A II 
530.02 Kirchheim 6 275/70 4175 332 A II 332 A I 
530.02 Kirchheim 6 277/70 4173 316 A II 316 A I 
542.04 Kirchheim 7 84/20 2471 308 A V 308 A IV 
580.03 Kirchheim 7 70/32 6720 487 A V 487 A IV 
590.04 Kirchheim 7 34 15450 324 A III 324 A II 

     134 A V 134 A IV 
590.04 Kirchheim 8 31/1 29578 192 A III 192 A II 
590.04 Kirchheim 8 31/5 784 1 A II 1 A I 
590.04 Kirchheim 8 32/10 20121 603 A III 603 A II 

     1 A V 1 A IV 
590.04 Kirchheim 8 32/12 14998 2 A II 2 A I 

     508 A V 508 A IV 
590.04 Kirchheim 8 32/13 15105 3 A II 3 A III 

     247 A II 247 A I 
     81 A III 81 A II 
     502 A V 502 A IV 

590.04 Kirchheim 8 32/14 20083 1929 A II 1929 A III 
     91 A II 91 A I 
     437 A V 437 A IV 

590.04 Kirchheim 8 32/15 12337 873 A II 873 A III 
     571 A II 571 A I 
     2 A III 2 A II 
     305 A V 305 A IV 

590.04 Kirchheim 8 32/16 12552 640 A II 640 A I 
     324 A III 324 A II 
     11 A V 11 A IV 

590.04 Kirchheim 8 32/18 9964 377 A III 377 A II 
     625 A VI 625 A V 

590.04 Kirchheim 8 32/21 23992 148 A II 148 A I 
     2612 A IV 2612 A III 
     241 A V 241 A IV 

590.04 Kirchheim 8 32/22 12748 775 A IV 775 A III 
590.04 Kirchheim 8 32/23 12553 582 A IV 582 A III 
590.04 Kirchheim 8 32/41 4968 168 A III 168 A II 

     294 A VI 294 A V 
590.04 Kirchheim 8 53/7 3699 428 A III 428 A II 
597.01 Alkersleben 7 125/3 5874 333 A I 297 A II 

     36 A I 36 A VII 
     104 A II 104 A III 
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Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche 

m² 
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Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 
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m² 
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klasse 

Fläche 
m² 
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Ord.- 
Nr. 

 
Gemarkung 

 
Flur 

 
Flur- 
stück 

 
Fläche 

m² 
gesamt 

 
Alte Bewertung 

 
Neue Bewertung 

     Fläche 
m² 

Nutzungs- 
art 

Wert- 
klasse 

Fläche 
m² 

Nutzungs 
art 

Wert- 
klasse 

 10.00 Dornheim 6 33/15 29304 164 A I 164 GFÖ II 
41.00 Arnstadt 36 1012 1929 1459 WEG II 1459 GFÖ II 
41.00 Rudisleben 13 542 1036 1036 WEG II 1036 GFÖ II 
42.00 Dornheim 5 276 2496 833 WEG II 833 GFÖ II 
42.00 Dornheim 6 284 9433 419 WEG II 419 GFÖ II 
86.00 Arnstadt 36 350 11986 10460 A I 10460 GFÖ II 

113.01 Arnstadt 36 348 15419 3822 A I 3822 GFÖ II 
     3120 A II 3120 GFÖ II 
     6264 A III 6264 GFÖ II 

137.01 Dornheim 6 33/16 25362 85 A I 85 GFÖ II 
200.04 Arnstadt 36 345 11717 197 A I 197 GFÖ II 

     6961 A II 6961 GFÖ II 
     2429 A III 2429 GFÖ II 

275.02 Rudisleben 13 628/457 5015 3488 A I 3488 GFÖ II 
321.04 Rudisleben 13 625/456 5143 4426 A I 4426 GFÖ II 
379.34 Dornheim 5 26/3 13745 5519 A I 5519 GFÖ II 
406.02 Arnstadt 36 347/2 6340 1593 A I 1593 GFÖ II 

     3760 A II 3760 GFÖ II 
     41 A III 41 GFÖ II 

 

601.01 Kirchheim 8 52/7 3699 405 A III 405 A II 
606.04 Kirchheim 6 111 3850 194 A III 194 A II 

     210 A IV 210 A III 
607.02 Kirchheim 7 59/20 4680 544 A II 544 A I 
607.02 Kirchheim 7 64/21 5270 597 A II 597 A I 

     4 A IV 4 A III 
618.01 Kirchheim 7 109/25 11037 553 A II 553 A I 
619.04 Kirchheim 7 32/2 6605 494 A III 494 A II 

     243 A V 243 A IV 
620.01 Kirchheim 7 73/28 7565 697 A III 697 A II 

     98 A VI 98 A V 
629.01 Ettischleben 2 1/66 21000 10 A II 10 A III 
644.04 Kirchheim 8 32/20 9557 313 A II 313 A I 

     26 A III 26 A II 
     867 A V 867 A IV 

681.54 Dornheim 8 93/2 2878 19 A I 19 A II 
703.04 Kirchheim 6 337/140 25980 2403 A III 2403 A II 
709.02 Kirchheim 6 301/53 10095 259 A II 259 A I 

     1 A III 1 A II 
709.02 Kirchheim 6 302/53 10095 124 A II 124 A I 

     137 A III 137 A II 
709.02 Kirchheim 6 332/55 5048 123 A III 123 A II 
709.02 Kirchheim 8 46/11 8765 1245 A II 1245 A I 

     36 A III 36 A II 
713.01 Kirchheim 8 32/19 10118 41 A II 41 A I 
713.01 Kirchheim 8 32/19 10118 395 A III 395 A II 

     732 A V 732 A IV 
713.01 Kirchheim 8 32/24 15104 200 A IV 200 A III 
724.01 Kirchheim 6 138/2 20264 259 A III 259 A II 
724.01 Kirchheim 7 71/32 6600 425 A V 425 A IV 

 

2.4
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m² 
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 421.01 Arnstadt 36 354/2 46892 3582 A I 3582 GFÖ II 
421.01 Rudisleben 13 452 56469 10516 A I 10516 GFÖ II 

     3508 A III 3508 GFÖ II 
421.01 Rudisleben 13 627/457 5143 3853 A I 3853 GFÖ II 
436.01 Rudisleben 13 626/456 5143 4141 A I 4141 GFÖ II 
498.01 Rudisleben 13 651/455 4382 3780 A I 3780 GFÖ II 
543.04 Arnstadt 36 347/1 6341 1557 A I 1557 GFÖ II 

     3797 A II 3797 GFÖ II 
586.03 Rudisleben 13 652/455 4383 3806 A I 3806 GFÖ II 
587.02 Arnstadt 36 346 11943 7050 A I 7050 GFÖ II 

     2786 A II 2786 GFÖ II 
     126 A III 126 GFÖ II 

587.02 Dornheim 5 26/1 8057 8054 A I 8054 GFÖ II 
587.02 Dornheim 5 26/2 4284 4284 A I 4284 GFÖ II 
622.01 Arnstadt 36 351 11872 9514 A I 9514 GFÖ II 
625.02 Rudisleben 13 698/454 4961 4202 A I 4202 GFÖ II 
657.02 Arnstadt 36 349 25348 11146 A I 11146 GFÖ II 

     6311 A II 6311 GFÖ II 
     4528 A III 4528 GFÖ II 

688.52 Rudisleben 13 699/454 4961 4244 A I 4244 GFÖ II 
 

Gründe:
Die Wertermittlung für das Gebiet der Flurbereinigung Dornheim
ist vom Amt für Landent-wicklung und Flurneuordnung und land-
wirtschaftlichen Sachverständigen durchgeführt worden. Die Er-
gebnisse der Wertermittlung haben zur Einsichtnahme für die
Beteiligten am 27.09.2006 und 05.10.2006 ausgelegen.
Im Anhörungstermin am 11.10.2006 in der Gemeindeverwaltung
Dornheim wurde den Beteiligten die Ergebnisse der Wertermitt-
lung erläutert.
Einwendungen die Beteiligte gegen die Wertermittlungsergebnis-
se vorgebracht haben wurden durch das Amt für Landentwicklung
und Flurneuordnung geprüft.
Die Überprüfung hat ergeben, dass die Einwendungen teilweise
begründet waren. Aus diesem Grund werden die Wertermittlungs-
ergebnisse für die vorstehend unter Punkt 2.1 aufgeführten Grund-
stücke geändert. Soweit sich Einwendungen auf
Grundstücksflächen bezogen haben, die nicht von der genannten
Änderung der Wertermittlungsergebnisse erfasst sind, sind diese
unbegründet.
Bei der Überprüfung der Ergebnisse der Wertermittlung wurden
auch Grundstücke berücksichtigt, die nicht von Einwendungen be-
troffen waren. Die Änderungen der unter Punkt 2.2 aufgeführten
Flurstücke werden auf Grund einer neu errichteten Bushaltestelle,
fehlender Berücksichtigung eines Wegerechtes und Korrekturen
fehlerhaft bewerteter Acker-, Straßen-, Wege- und Wasserflächen
von Amts wegen notwendig.
Die unter Punkt 2.3 aufgeführten Änderungen der Wertermittlung
wurden aufgrund neuer Angaben der Energieversorgungsunter-
nehmen zum Leitungsbestand erforderlich.

Die unter Punkt 2.4 aufgeführten Änderungen der Wertermittlung
wurde durch die Genehmigung des Bebauungsplanes "Sonderge-
biet Jungendstrafanstalt Arnstadt" erforderlich.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats nach dem
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift

beim

Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha
Hans-C.-Wirz-Straße 2
99867 Gotha 

einzulegen.

Die Widerspruchsfrist (Satz 1) ist nur gewahrt, wenn der Wider-
spruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen
ist.

gez.
Hepping
Amtsleiter (DS)

DSL für die Wachsenburggemeinde

Viele warten schon sehr lange darauf, nun hat das Warten endlich
ein Ende. Die Fa. Netzwerktechnik Hofmeister, die bereits die Ge-
meinden Mühlberg und Wandersleben in Zusammenarbeit mit der
Fa. CM System GmbH aus Gotha mit schnellem Internet versorgt,
hat nach der langen Winterzeit am 12.03.2009 die letzten Aufbau-
arbeiten und Tests in Sülzenbrücken und Haarhausen durchge-
führt. Jetzt kann auch hier endlich mit bis zu DSL 4000 gesurft
werden. Auch in Holzhausen soll es in Kürze verfügbar sein. Wei-
tere Infos unter 03622 / 999277 oder 03621 / 510290.

Vielen Dank.

Steffen Hofmeister
Thüringer BürgerNetz-Initiative Waltershausen

- Ende des amtlichen Teiles -


